
Verbote auf wackligen Beinen 
sionen eingesetzt werden, um rechtliche Regulie
rungen auf unverbindliche Weise vorzubereiten. 
Anders gesagt: Ethikkominissionen säen, was spä

So ist vor kurzem das Thema des «Social Egg Free- ter politisch geerntet und rechtlich verbindlich wird. 
zing» hochgeschwappt Die Unternehmen Apple Schaut man sich die einschlägigen Stell~ngnahmen 
und Facebook wollen die Kosten der Mitarbeiterin- der Ethikkoffilllission an, fällt auf, wie weit sie sich 
neil für. das Einfrieren ihrer Eizellen übernehmen. vom geltenden Recht entfernt hat. Gegenüber dem 
Junge Frauen, · die. sich im idealen biologischen Social Freezing ze'igt sie sich zwar kritisch, doch 
Alter befinden, um Kinder zu bekommen, sollen c;ine Mehrheit ihrer Mitglieder unterstützt sowohl 
sich zunächst auf die Karriere konzentrieren. Das die Eizellen- als auch die Embryonenspende. Und 
Kind~rgebären können s1e dank wieder qufgetau~ sie ist der Ansicht, dass· die Leihmutterschaft grund
ten Keimzellen auf später verschieben. Der Protest sätzlich zugelassen werden könne. :Der Boden fur 
gegen das' Vorhaben war gross. Doch die «Eizellen- weitere Liberalisierungsschritte ist bereitet. 
vorsorge>> kann durchaus als Beitrag zur besseren . Es erstaunt nicht, ciass eine Gesellschaft, die die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur Be- individuelle Selbstbestimmung zu einem der wicho 
freiung der Frau betrachtet werden. In der Schweiz tigsten Werte erkoren hat, diese 'Schritte mitgeht. 
ist es Frauen zwar auch möglich, ihre Eizellen ein- Unter Rechtfertigungsdruck geraten damit diejeni
frieren zu lassen. Praktisch gesehen ist das Social . gen; ciie si~ der yerwirklichung der reproduktiven 
Egg Freezmg. aber ausgeschlossen. Denn· Fralien Freiheit entgegenstellen. Deren Kritik schiesst zwar 
dürfen die zuvor eingefrorenen Eizellen nur dann oft übers Ziel hinaus. Doch zw~i Einwände verdie
zur Herbeiführung einer Schwangerschaft verwen- nen in den anstehenden Debatten Beachtung. Zum 
den, wenn sie unfruchtbar geworden sind. Sie müs- einen darf die Ausschöpfung der medizinischen 
sen ein medizinisches Motiv vorbringen, ein sozia- Möglichkeiten nicht dazu führen; dass das Kindes
les allein genugt nicht. · wohl unter die Räder ger.ät. Und z11m anderen soh 

Männer haben es einfacher als Frauen, ihre man eines nicht vergessen: Mit einem liberalen G~
Gene weiterzugeben. Die Samenspende ist erlaubt. sellschaftsbild ist auch die Entscheidung, keine Kin
Anders sieht es im Fall der weiblichen I(eirnzellen der zu haben, bestens vereinbar. 
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der gewaltlosen J::Surgerrecmsoewegung, sonuern an 
die Rassenunruhen der sechziger und siebziger 
Jahre. Die ·damaligen Tumulte beschleunigten die 
Flucht der Weissen in die Vorstädte und ruinierten 
ganze Quartiere. Manche amerikanische Städte 
haben sich bis heute nicht ganz von den damaligen 
Verwüstungen erholt. Auch Ferguson riskiert, wirt
schaftlich au~zubluten. Die Leidtragenden wären 
paradoxerweise vor allem jene, um die es bei den 
Protesten angeblich geht, die Afroamerikaner. Sie 
stellen in dieser Gemeinde die Mehrheit, viele von 
ihnen gehören dem Mittelstand an. 

Dass 150 Jahre nach der Abschaffung der Sklave
rei und sechs Jahre nach der WahLdes ersten nicht
weissen Präsidenten noch inimer tiefe ethnische 
Trennlinien durch die amerikanische Gesellschaft 
gehen, bestätigt sich in Ferguson einmal mehr: 

. Schwarze und Weisse leben meist nicht nur physisch 
auf Distanz zueinander, in ethnisch segregit~rten 
Wohngebieten, sondern auch in anderen Vorstel
lungswelten. Gerade die Rolle der Polizei bei der 
Wahrung von -Recht und Ordnung. nehmen sie 

. höchst unterschiedlich wahr. In einer Umfrage 
unter ~inwohnern des Bezirks St. Louis, in dem 
Ferguson liegt, äusserten 70 Prozent der Schwarzen, 
aber nur 39 Prozent der Weissen die Ansicht, dass 
die Polizei gegen Afroamerikaner llnfair vorgehe. 

Die Stunde der Schwfmacher 

Das hindert Scharfmacher nicht daran, unbeirrt ihr 
eigenes Süppchen zu kochen. Statt zur Ruhe aufzu
fordern, sprach der Black Caucus, die Vereinigung 
der schwarzen Kongressabgeordneten, von einem 
Justizirrtum uhd einem Beleg dafür, dass das Leben 
schwarzer Menschen anscheinend nichts zähle. 
Kaum. war die Entscheidung der Jury publik; rief 
der Stiefvater des Getöteten zu Brandstiftungen 
auf. Aber weder di.e Verunglimpfung des rechts
staatlichen Verfahrens noch der Aufruf zur Selbst
justiz w;ird helfen, die Spannungen abzubauen. Da
für gibt es erfolgversprechendere Wege, und sie sind 
seit den Unruhen im Augustbestens bekannt: Fer
gusons Polizei, in der es prilktiscli keine Schwarzen . 
gibt, muss so umgestaltet werden, dass sie von den 
Einwohnern künftig nl.cht mehr als fremde, schika
nöse Macht wahrgenommen wird. Regeln über den 
Einsatz tödlicher Gewalt müssen zudem wohl im 
ganzen Land überdacht werden. Doch dies braucht 
Zeit, und für den Moment drängt sich eine andere 
Priorität auf - zu verhindern, dass in Ferguson 
nochmals sinnlos Blut vergossen wird. 

·Beschränkte Bundeskompetenz beim Fremdsprachenunterricht 
' 

Angesichts des brüchigen Konsenses rund um die Organisation des Fremdsprachenunterrichts droht ein Einschreiten des Bundes. Für eine Bundesvorschrift, 
die den Kantonen den Unterricht in einer zweiten Landessprache aufPrimarschulstufe vorschreiben würde, brauchte es aber eine Veifassungsrevision. Von Bernhard Waldmann 

Die Bemühungen der K&ntone um die Koordina- wird. Begründet wird diese Ankündigung haupt
tion des Fremdsprachenunterrichts gehen auf die sächlich mit der Sorge um den nationalen Zusam
frühen 1970er Jahre zurück. Bei den zwischen den menhalt und die nötige Verständigung zwischen 
kantonalen Erziehungsdirektoren gefundenen Lö- den Sprachgemeinschaften. 
sungen handelte es sich stets um politische Korn- · Zu kurz gekommen ist bisher allerdings die 
promisse. Dies gilt sowohl für die Empfehlungen Auseinandersetzung mit der Frage, ob der Bund 
der Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) aus überhaupt die Kompetenz hätte, die erwünschte 
dem Jahr 1975, irrfolge deren alle Kantone (weun Harmonisierung über eine Änderung des Spra-

. auch einzelne etwas später) denUnterriebt in einer chengesetzes herbeizuführen.' 
zweiten Landessprache auf Primarschulsfufe ein- Die verfassungsrechtliche Ermächtigung für 
führten, als auch für den Pienarbeschluss der EDK eine solche Bundesregelung wird gemeinhin in 
aus dem Jahr 2004, der ein Einsetzen von mindes- Artikel 62 Abs. 4 der Bundesverfassung gesehen, 
tens einer zweiten Landessprache und einer wonach der Bund die notwendigen Vorschriften zu 
Fremdsprache bis zum 5. Schuljahr vorgab und da- erlassen hat, wenn auf dem Koordinationsweg hin
mit das M~dell3/5 gernäss heutigem Harmos-Kon- sichtlich bestimmter Eckwerte keine Harmonisie
kordat vorsputte. rung des Schulwesens zustande kommt. Zwar er-

Beschränkte Gesetzgebungskompetenz 

Nun droht die Koordination. auf den letzten 
Metern ihrer Umsetzung aufgrund des Wider
stands in einzelnen Deutschschweizer Kantonen zu. 
scheitern. Angesichts dieser Entwicklungen wird 
von verschiedener Seite ein Einschreiten des Bun
des gefordert. Sowohl der Bundesrat als auch die 
nationalrätliche Kommission für Wissenschaft, Bil
dung und Kultur (WBK-N) kündigen an, notfalls 
Init einer Änderung des Sprachengesetzes den 
Unterricht in einer zweiten Landessprache auf Pri
marstufe vorzuschreiben, um zu verhindern, dass 
in einzelnen Kantonen in der Primarschule künftig 
nur noch Englisch als Fremdsprache untenichtet 

streckt sich die indirekt darin enthaltene Harmoni
sierungspflicht dyr Kantone insb~sondere auch auf 
den Bereich der «Ziele der Bildungsstufen>>. Sie 
bleibt aber auf allgemeine, stufenspezifische Ziel
umschreibungen beschränkt und umfasst gerade 
nicht auch fächerspezifische Ziele und Inhalte der 
einzelnen Bildungsstufen. 

Die mit grosser Mehrheit angenommene Neu
ordnung d~r Bildungsverfassung zielte vorab auf 
eine Harmonisierung der Schulstrukturen (Ein
trittsalter, Zu- und Übergänge zu den Bildungs
stufen und Anerkennung von Abschlüssen), dies 
mit Blick auf eine bessere Durchlässigkeit der ver
schiedenen Schulsysteme. Eine Angleichung der 
Bildungsinhalte entspricht zwar ebenfalls dem 
Geist dieser Refmm, bleibt aber vom subsidiären 
Gesetzgebungsauftrag des Bundes ausgeklam-

mert. Mit einer anderen Auslegung würden sonst 
über die Ziele auch die Inhalte der einzelnen Bil
dungsstufen von der subsidiären Steuerungsbefug
nis des Bundes erfasst, womit die verfassungsrecht" 
lieh gewährleistete kantonale Schulhoheit zur 
Leerformel verkäme. 

Mit dem Modell 3/5 sind die Kantone bereits 
über das geforderte Minimum hinausgegangen . 
Ein Ausscheren einzelner Kantone muss daher 
nicht zwingend eine Verletzung von Art. 62 Abs. 4 
BV zur Folge haben, solange das darin geforderte 
Minimum nicht unters~hritten wird. Die Bestim
mung dieses Minimums ist allerdings gerade mit 
Bezug auf den Eckwert der Bildungsstufenziele 
alles andere als klar, zuma,l die Verfassung hierfür 
weder konlcrete Ziele definiert noch ein bestimm
tes Mass an Harmonisierung vorgibt. 

Bund dwf Konzept nicht aufzwängen 

Art. 62 Abs. 4 BV bietet überdies keine Handhabe, 
um eine bestinlmte interkantonale Koordinations
lösung zum bundesrechtlichen Standard zu erklä
ren. Sollte das Modell 3/S tatsächlich nicht von 
allen Kantonen mitgetragen werden, wovon zu
Inindest im heutigen Zeitpunkt ausgegangen wer
den muss, bliebe als Konsens inlmerhin das auch im 
Harrnos-Konkordat festgeschriebene Ziel beste
hen, wonach am Ende der obligatorischen Schule 
für zwei Fremdsprachen (davon eine zweite Lan
dessprache) gleichwertige Kompetenzniveaus er
füllt .sein müssen. 

Es ist nicht von vornherein ausgeschlossen, dar
in ein aus der Perspektive von Art. 62 Abs. 4 BV 
genügendes Mass an Harmonisierung zu erblicken. 
Jedenfalls darf der Bundesgesetzgeber den Kanto
nen nicht sein eigenes Harmonisierungskonzept 
aufdrängen, selbst wenn er dafür gute (staats)poli
tische Gründe anführen kann. 

Notwendigkeit einer Veifassungsrevision 

Vor diesem Hintergrund vermag das Interesse an 
der nationalen Kohäsion allein keine Kompetenz 
des Bundesgesetzgebers zur Regelung des Fremd
sprachenunterrichts in der Primarschule zu be
gründen. Will der Bund - wofür es durchaus ge~ 
wichtige Gründe gibt - seinen Einfluss auf den 
Unterricht in einer zweiten Landessprache in der 
Primarschule verstärken, bedarf es hierzu einer 
klaren Grundlage auf Verfassungsstufe. Art. 62 
Abs. 4 BV reicht, auch im Zusammenspiel mit der 

. Verantwortung für die Verständigung zwischen 
den Sprachgemeinschaften (Art. 70 Abs. 3 BV), 
nicht aus. 

Wenn dem Unterricht in einer zweiten Landes- . 
sprache eine solche staatspolitische Bedeutung zu
kon;unt, erscheint eine Entscheidung. durch Volk 
und Stände letztlich auch aus demol(ratiepoliti
scher und aus föderalistischer Hinsicht sinnvoll. 

Bernhard Waldmann ist Professor tor Staats- und Verwaltungsrecht 
und Vizedirektor. des Instituts tor Föderalismus an der Universität 
Freiburg. 
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